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Gemeinsamer Kampf gegen Fentanyl
Erste Kantone ergreifenMassnahmen gegen dasOpioid Fentanyl. DieOstschweizer Kantone spannen zusammen – und beobachten genau.

Davide DeMartis

Die Schweiz bereitet sich auf
eine mögliche Ausbreitung des
synthetischenOpioids Fentanyl
vor. Der Kanton Basel-Stadt
verstärkt sein Drogenmonito-
ring und ist damit nach Zürich
der zweite Kanton, der konkre-
te Massnahmen ergreift. Unter
anderem hat Basel-Stadt 400
Mikrogramm Fentanyl aus den
USAbeschafft, umdie Substanz
besser untersuchen zu können.
AuchdieOstschweizerKantone
beobachten die Lage genau.

In den USA sterben jährlich
über 100’000 Menschen an
einer Überdosis Fentanyl. Die
Bilder aus San Francisco, wo
sich eine offene Drogenszene
gebildet hat, sind erschreckend.
In den 90er-Jahren erhielten
Patientinnen und Patienten in
den USA unkontrolliert opioid-
haltige Schmerzmittel. Als die
Verschreibungen restriktiver
gehandhabt wurden, stiegen
viele von ihnen zunächst auf
Heroin, dann auf das billigere
und rund 100-mal stärkereFen-
tanyl um. Letzteres stammt
meist von mexikanischen und
chinesischen Drogenkartellen
und dient als Streckmittel für
Heroin (Strassenfentanyl). Be-
reits zwei Milligramm können
tödlich wirken.

KantonSt.Gallengehtvon
vereinzeltenFällenaus
EineSituationwie indenUSA ist
gemäss Fachexperten in der
Schweiz aufgrund der unter-
schiedlichenAusgangslagenicht
zu erwarten. Dennoch hat die
StadtZürichnacheinemBesuch
in ihrer Partnerstadt San Fran-
cisco einen Massnahmenplan
erarbeitet. Denn: In Afghanis-
tan, dem«wichtigsten»Anbau-
gebiet derWelt, haben die Tali-
ban den Mohnanbau fast kom-
plett gestoppt. Nun wird
befürchtet, dass Fentanyl-Kar-
telle den Markt für sich gewin-
nenmöchten.Dies ist umsopro-
blematischer, als sich derOpio-
idkonsum in der Schweiz seit
der Jahrtausendwende fast ver-
dreifacht hat.

Bisher sind in den Ost-
schweizerKantonenkeine kon-
kreten Fälle von nicht medizi-
nisch verschriebenemFentanyl-
konsum oder mit Fentanyl
gestreckten Opioiden bekannt.
Lea Schenk,Mediensprecherin
desKantons St.Gallen, schreibt

jedochaufAnfrage: «Wir gehen
davon aus, dass es vereinzelte
Fälle gibt.»

Die Kantone St.Gallen,
Thurgau, Appenzell Inner- und
Ausserrhoden, Graubünden
und Glarus pflegten innerhalb
der Konferenz der kantonalen
Beauftragten für Suchtfragen
(KKBS) OST einen regelmässi-
genAustausch, schreibt Schenk.
Vorerst sei es sicher sinnvoll,
einen erweiterten und interdis-
ziplinärenAustausch inderOst-
schweiz zu installieren und die
Zusammenarbeit zu prüfen:
«Der illegaleMarktmachtnäm-
lich keinen Halt an den Kan-
tonsgrenzen.»

Das Gesundheitsdepar-
tement des Kantons St.Gallen
verfolge die Situation rund um
synthetischeOpioide, insbeson-
dere Fentanyl, aufmerksam.
Der Kanton St.Gallen orientie-
re sichamMassnahmenplander
Stadt Zürich, der im vergange-
nen Sommer an der KKBS vor-
gestellt wurde. Auch mit dem
Kanton Basel-Stadt gebe es
einen regelmässigenAustausch.

Dieses Jahr plant das BAG er-
neut einen runden Tisch, an
dem auch die Kantone St.Gal-
len und Appenzell Ausserrho-
den teilnehmen. Der Kanton
Thurgauhabebisher keineEin-
ladung erhalten, schreibtRahel
Haag, Mediensprecherin des
Kantons Thurgau, auf Anfrage,
dieResultate dieserTreffen sei-
en jedoch öffentlich.

Auch der Kanton Thurgau
und die beiden Appenzeller
Kantone haben keinen konkre-
tenMassnahmenplan. Gemäss
Haag besteht aber dieMöglich-
keit, dass das Thema Fentanyl

in die StrategieGesundheitsför-
derung und Prävention Thur-
gau 2026–2029 aufgenommen
werde.

Tauchen synthetische
OpioideaufdemillegalenMarkt
auf, müssen laut Schenk «alle
Konsumierendenvon illegal ge-
handelten Opioiden als Risiko-
gruppenerachtetwerden».Das
St.Galler Gesundheitsdepar-
tement stehe diesbezüglich in
engem Kontakt mit den regio-
nalen Suchtfachstellen der
Städte und Gemeinden sowie
denHausarztpraxen.

In der Ostschweiz fanden
laut Schenk im vergangenen
Jahr mehrere regionale Ge-
sprächsgruppen und Online-
Weiterbildungen zum Thema
synthetische Opioide statt, die
in diesem Jahr fortgesetzt wer-
den.

Nasenspraysals
Gegenmittel
DieStadtZürichprüft zurzeitdie
vorsorgliche Abgabe von Nalo-
xon, einemOpioid-Gegengift in
Form eines Nasensprays. Das

St.Galler Gesundheitsdepar-
tement siehtdies als«geeignete
sekundärpräventive Mass-
nahme» im Sinne einer nieder-
schwelligen Suchtbehandlung
und Schadensminderung. Die
Abgabe von Naloxon ist aber
noch in keinem der Ostschwei-
zer Kantone geplant. David
Scarano, Mediensprecher des
Kantons Appenzell Ausserrho-
den, schreibt auf Anfrage, dass
die Ambulanzen Naloxon «in
flüssiger Form zur Abgabe mit-
tels Spritzemit sich führen.»

Regine Rust, Geschäftslei-
terin der Stiftung Suchthilfe
St.Gallen, hält die vorsorgliche
Abgabe von Naloxon für eine
«absolut prüfenswerte Op-
tion.» Sie warnt jedoch: «Es ist
kein Wundermittel und wirkt
nur in einem begrenzten Zeit-
fenster.»

Fentanyl beschäftige die
StiftungSuchthilfeSt.Gallenbe-
reits seit einigen Jahren, sagt
Rust. Allerdings in anderen Di-
mensionen als in denVorreiter-
kantonen Zürich und Basel-
Stadt, die drei beziehungsweise

zwei Konsumräume besitzen.
«Dort lässt man zeitweilig die
Substanzengezielt aufFentanyl-
Spuren testen», sagt Rust.
St.Gallen profitiere bereits von
den Erkenntnissen aus den bei-
denKantonen.

InSt.Gallengibt eskeinähn-
liches Angebot. Das ändert sich
aber bald: Der Fachbereich
Sucht des St.Galler Gesund-
heitsdepartementsbaut zusam-
men mit dem Forum Suchtme-
dizinOstschweiz (Fosumos)das
erstemobileDrug-Checkingder
Region auf. Sowohl beim Kan-
ton St.Gallen als auch beim
KantonThurgauunddenbeiden
Appenzeller Kantonen heisst es
auf Anfrage, dass weitere Ost-
schweizerKooperationen imBe-
reich des Drogenmonitorings
geprüft werden. Eine Melde-
pflicht bei den Kantonen –wie
sie inBasel-Stadt existiert – gibt
es in derOstschweiz nicht,wird
imKantonSt.Gallen lautSchenk
aber geprüft.

Der Informationsaustausch
liege im Interesse aller, sagt
Rust. So tausche sich die Stif-
tung Suchthilfe St.Gallen sehr
regelmässig mit der Kantons-
und Stadtpolizei aus, und
das BAG erkundige sich jeweils
nach neuen Entwicklungen.
«Schliesslichmöchte niemand,
dass sich Menschen lebensbe-
drohlich gefährden.»

Heroin-Versorgungkönnte
abruptabbrechen
NachderMachtübernahmeder
Taliban in Afghanistan habe
manerwartet, dass derWechsel
vonHeroinhin zu synthetischen
Opioiden schnell erfolge, sagt
Rust. «Aber offenbar sind die
Opiumlager irgendwonochvoll
und der Markt noch stabil. Das
kann abrupt abreissen.»

Die Fentanyl-Krise habe
Europa vereinzelt schon er-
reicht, so etwa in England oder
in nördlichen Teilen Deutsch-
lands. Breitet sichdie Fentanyl-
Problematik in Richtung
Schweiz aus, brauche es genü-
gendmedizinischesHeroinund
Alternativen wie Diaphin oder
Methadon, sagt Rust.

Das Wichtigste sei jedoch,
mit den Suchtbetroffenen, ins-
besondere denHeroinabhängi-
gen, zu sprechen und sie zu fra-
gen, was sie benötigen. Rust
sagt: «Ihnen ist bewusst: ‹Diese
Entwicklung ist für uns poten-
ziell lebensgefährlich.›»

Bündnis soll psychiatrisches Angebot für Jugendliche stärken
DieKJPD St.Gallen und die Klinik Sonnenhof prüfenwegen des Fachkräftemangels und langerWartezeiten einen Zusammenschluss.

DieZahlderKinderund Jugend-
lichen mit psychischen Erkran-
kungen nimmt seit Jahren zu.
Gleichzeitig fehlen in der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie zu-
nehmend Fachkräfte, was zu
längerenWartezeiten fürbetrof-
feneFamilien führt.DieseSitua-
tion belastet nicht nur die Be-
troffenen, sondern stellt auch
Institutionen wie die Kinder-
und Jugendpsychiatrischen
Dienste St.Gallen (KJPD) und

die Klinik Sonnenhof – Kinder-
und JugendpsychiatrischesZen-
trum (KJPZ) in Ganterschwil –
vor grosseHerausforderungen.

UmdieserEntwicklungent-
gegenzuwirken, prüfen die bei-
denStiftungeneineZusammen-
führung ihrer Organisationen,
heisst es in einer gemeinsamen
Mitteilung der beiden Stiftun-
gen.DieKJPDSt.Gallensindauf
ambulante und teilstationäre
Behandlungen spezialisiert,

während die Klinik Sonnenhof
stationäreBehandlungenanbie-
tet. Gemeinsamwollen sie Syn-
ergien besser nutzen und die
Rahmenbedingungen für die
Behandlung von Kindern und
Jugendlichen optimieren.

Stiftungenprüfen
möglicheFusion
Um dieses Ziel zu erreichen,
werde eine Absichtserklärung
sowie eine Vorgehensvereinba-

rungunterzeichnet, heisst es im
Communiqué weiter. In den
kommenden Monaten erfolge
eineUnternehmensprüfung,um
die Voraussetzungen und Rah-
menbedingungen für einemög-
licheZusammenführungzuklä-
ren. Sollten sich die Pläne als
stimmigundzielführenderwei-
sen, werden die Stiftungen die
nächsten Schritte zur Umset-
zung einleiten. Dazu zählen
unter anderemdieEntwicklung

organisatorischer Strukturen,
die konkrete Ausgestaltung des
Prozesses und die Festlegung
eines Zeitplans.

KeinStellenabbau
geplant
EinAugenmerk liegt darauf, die
jeweiligen Stiftungszwecke zu
wahren. Zudem betonen die
Stiftungen, dass kein Stellenab-
bau geplant sei. Vielmehr setze
man darauf, weiterhin zusätzli-

cheFachpersonen einzustellen,
Fachkräfte auszubilden und
attraktive Arbeitsbedingungen
zu schaffen, heisst es im Com-
muniqué. Der angestrebte Zu-
sammenschluss der beiden
Organisationensei einwichtiger
Schritt, um den steigenden Be-
dürfnissen in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie gerecht zu
werdenunddenbetroffenenFa-
milien schnellere Hilfe und
Unterstützung zu bieten. (alm)
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Regine Rust, Geschäftsleiterin
der Stiftung Suchthilfe St.Gallen.
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